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Stellungnahme zum Vorhaben 
Bebauungsplan „Industriepark Schwarze Pumpe – Erweiterungsbereich Süd 
2“ der Gemeinde Spreetal  im Rahmen der Beteiligung der TÖB 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., 

bedankt sich für die Beteiligung am o.g. Verfahren. Der BUND Landesverband Sachsen e.V. 

hat die BUND Regionalgruppe Gesunde Zukunft e.V. autorisiert, die Stellungnahme für den 

BUND zu erarbeiten und nimmt zum Vorhaben wie folgt Stellung: 

 
 

Nach eingehender Prüfung des Planentwurfs sehen wir erhebliche rechtliche, ökologische 

und planerische Defizite. Diese betreffen insbesondere die Bereiche Artenschutz (§ 44 

BNatSchG), Eingriffsregelung (§§ 13–19 BNatSchG), Klimaschutz (KSG, EU-Klimarecht), 

Wasserrecht (WHG) und Planungsalternativen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB. 

Wir kommen zu dem Ergebnis, dass der Bebauungsplan in der vorliegenden Fassung nicht 

genehmigungsfähig ist. 

 

 

mailto:grottke@richterundkaup.de
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Begründung: 

Widerspruch zur übergeordneten Planung 

 

Das Vorhaben widerspricht den Vorgaben im Regionalplan. Darin ist das betreffende Ge-

biet unter− K3: Erhaltung von Wäldern mit regionaler Bedeutung für das Siedlungs- und 

Freiflächenklima vermerkt. 

Die vorliegenden Planungen widersprechen in grober Weise den Zielen des Landesentwick-

lungsplanes. Nach dem Landesentwicklungsplan (LEP Z 1.4.2) ist der Flächenverbrauch 

für Siedlungs- und Verkehrsflächen zu reduzieren. Neuversiegelungen sind nur zulässig, 

wenn keine Alternativen (z. B. Nachnutzung) bestehen. Eine Erweiterung auf bisher unver-

siegeltem, ggf. bewaldetem Gebiet widerspricht diesem Ziel direkt. Vorrang hat die Nut-

zung vorhandener Siedlungsflächen, insbesondere durch Nachverdichtung, Revitalisierung 

oder Umnutzung (LEP Z 3.1.1.). Erst wenn innerörtliche Flächenpotenziale ausgeschöpft 

sind, darf an eine Erweiterung gedacht werden. Gibt es ungenutzte Flächen oder Brachflä-

chen in bestehenden Gewerbegebieten, ist eine Erweiterung planungsrechtlich nicht ge-

rechtfertigt. 

 

Naturschutzfachliche Bewertung und Artenschutz 

 

Artenschutzrechtliche Verbote gelten für alle europäischen Vogelarten sowie streng und 

besonders geschützte Arten. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sind u. a. verboten: 

das Töten geschützter Arten, die Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten, erhebli-

che Störung während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- oder Wanderungs-

zeiten. Im Plangebiet wurden Lebensräume folgender artenschutzrechtlich relevanter 

Gruppen identifiziert (oder sind aufgrund der Habitatstruktur wahrscheinlich): 

• Vögel – EU-Vogelschutzrichtlinie (RL 2009/147/EG) 

• Fledermäuse – FFH-Richtlinie Anhänge II und IV (RL 92/43/EWG) 

• Amphibien und Reptilien – teilweise streng geschützt 

• Bestäuber (Wildbienen, Schmetterlinge) – oft auf Offenlandhabitate angewiesen 

„Brachpieper, Heidelerche, Neuntöter, Schwarzspecht und Nachtschwalbe (Ziegenmel- 

ker) sind im Anhang I der Vogelschutzrichtlinie aufgeführt. Sechs der im Untersuchungsge-

biet nachgewiesenen Arten (Brachpieper, Braunkehlchen, Feldlerche, Kleinspecht, Kuckuck, 

Nachtschwalbe (Ziegenmelker) sind in der Roten Liste Deutschlands aufgeführt. Sieben 

Arten (Baumpieper, Brachpieper, Braunkehlchen, Gartenrotschwanz, Heidelerche, Kuckuck, 

Nachtschwalbe (Ziegenmelker)) stehen zudem auf der Roten Liste Sachsens.“ 

Insbesondere bei Heidelerche, Ziegenmelker, Zauneidechse und Schlingnatter sehen wir 

die Verbotstatbestände erfüllt. 
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Das nachgewiesene Vorkommen der Zauneidechse allein ist schon ein Versagungsgrund 

für das Vorhaben. (§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG, Verbote des § 44 Abs.1 BNatSchG) 

Ausnahme von den Verboten des § 44 BNatSchG sind im Falle der vorliegenden Planungen 

nicht zulässig, da ein öffentliches Interesse nicht zweifelsfrei nachgewiesen werden kann. 

Ebenfalls beim Thema Biotopschutz und Fledermäuse sehen wir die Verbotstatbestände 

erfüllt und würden dies in einem evtl. erforderlichen Klageverfahren detailliert ausführen. 

 

Waldverlust 

Die vorliegende Planung betrifft das Vernichten von mehr als 80 ha Wald. Das großflächige 

Abholzen und Vernichten von bestehendem Wald ist weder vertretbar noch verhältnismä-

ßig noch zeitgemäß. Es widerspricht grundsätzlich den Anliegen des Klima-, Arten- und Bi-

otopschutzes, dem Emissions-, Boden- und Trinkwasserschutz. Der Bedarf an zusätzlicher 

Gewerbefläche wird in den Planungen nicht schlüssig nachgewiesen bzw. ist in der geplan-

ten Größe nicht vorhanden. Die Überplanung wertvoller Offenland- und Waldstrukturen 

stellt einen erheblichen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Nach § 15 Abs. 1 BNatSchG 

müssen Eingriffe vermieden, nach § 15 Abs. 2 minimiert und nach § 15 Abs. 3 ausgegli-

chen oder ersetzt werden. 

Wälder binden langfristig CO₂. Ihre Rodung würde nicht nur die Senkenfunktion beenden, 

sondern kurzfristig große Mengen gespeicherten CO₂ freisetzen. Dies widerspricht klar den 

Zielen des Klimaschutzgesetzes (KSG) und den Verpflichtungen auf Landes- und Bundes-

ebene. Waldböden besitzen eine hohe Wasserspeicher- und Filterfunktion. Eine Rodung 

würde den Wasserhaushalt der Region erheblich beeinträchtigen, insbesondere vor dem 

Hintergrund zunehmender Extremwetterereignisse. 

Nach § 8 SächsWaldG darf Wald nur gerodet werden, wenn dies aus überwiegenden Grün-

den des Gemeinwohls unvermeidlich ist. Angesichts leerstehender Industrie- und Gewer-

beflächen in der Region sowie vorhandener Möglichkeiten zur Nachverdichtung ist die Ro-

dung keineswegs alternativlos. 

Der Eingriff durch Rodung stellt einen erheblichen Verlust natürlicher Funktionen dar. Der 

Eingriff wäre nach der Eingriffsregelung im Naturschutzrecht (§ 14 BNatSchG) nur zuläs-

sig, wenn er unvermeidbar ist oder vollständig ausgeglichen werden kann, was im vorlie-

genden Fall nicht zutrifft. 

In landschaftlich sensiblen Bereichen (z. B. Waldrandzonen, Wasserschutzgebiete, Kaltluf-

tentstehungsgebiete) ist die Entwicklung neuer Gewerbestandorte besonders kritisch zu 

prüfen. Da die Erweiterungsfläche ökologische und klimatische Funktionen erfüllt, ist die 

raumordnerische Genehmigungsfähigkeit nicht gegeben. 
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Vermeidungsgebot 

 

Die Prüfung alternativer Standorte oder Nutzung vorhandener Industrie- oder Brachflächen 

wurde nicht ernsthaft durchgeführt – ein Verstoß gegen das „Vermeidungsgebot“ der Ein-

griffsregelung. Der Bedarf an neuen Gewerbeflächen wird in der vorliegenden Planung 

nicht schlüssig nachgewiesen. Es wird kein einziges konkretes Ansiedlungsbegehren ge-

nannt. Als Begründung für großflächige Waldvernichtung, Ausnahmeregelungen von Arten-

schutzvorgaben und vom Klimaschutz sind pauschale Formulierungen zum Bedarf an 

neuen Gewerbeflächen keinesfalls ausreichend. Vielmehr ist der konkrete Bedarf auch in 

Hinblick auf die beanspruchten Flächen erforderlich. Dies ist in den vorliegenden Planun-

gen nicht erfolgt. 

Die Gefahr einer Abwanderung von bestehenden Firmen aufgrund von Flächenmangel ist 

weder nachweisbar noch zu befürchten, da innerhalb des bisher ausgewiesenen Gewerbe-

gebietes noch großes Entwicklungspotential besteht und Firmen nicht ihre hohen Investiti-

onen der letzten Jahre leichtfertig auf Spiel setzen. 

Das bestehende Gewerbegebiet ist bei weitem nicht ausgelastet. Schon im Satellitenbild 

ist sichtbar, dass weite Bereiche ungenutzt sind. 

  

Nichtbeachtung des Flächenspargebots 

Nach § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sind Kommunen verpflichtet, mit Grund und Bo-

den sparsam und schonend umzugehen. Die Erweiterung steht in Widerspruch zu diesem 

Gebot, insbesondere, wenn im bestehenden Gewerbegebiet noch nicht genutzte Flächen-

potenziale bestehen oder durch Nachverdichtung erschlossen werden könnten. Eine dem-

entsprechende Alternativen-Prüfung ist in den vorliegenden Planungen nicht erfolgt und 

auch deswegen nicht genehmigungsfähig. 

Widerspruch zu Bauplanungsrecht nach BauGB: Unzureichende Berücksichtigung öffentli-

cher Belange 

Nach § 1 Abs. 6 BauGB müssen bei der Aufstellung von Bebauungsplänen insbesondere 

berücksichtigt werden: 

• der Schutz von Natur und Landschaft (Nr. 7), 

• Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung (Nr. 7 f), 

• Belange der Wasserwirtschaft (Nr. 12), 

• gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse (Nr. 1), 

• sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden (Nr. 7 a). 
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Der Planentwurf erfüllt diese Anforderungen nach unserer Auffassung nicht. 

Fehlende Alternativenprüfung – Verstoß gegen § 1 Abs. 7 BauGB:    

 Eine ordnungsgemäße Abwägung erfordert: 

• Untersuchung innerer Entwicklungspotenziale, 

• Nachnutzung bestehender Industrieflächen, 

• Abwägung ökologischer Folgen gegenüber wirtschaftlichen Interessen. 

Diese Alternativen wurden weder umfassend, noch transparent dokumentiert. Die Prüfung 

zumutbarer Alternativen ist verpflichtend nach: 

• § 15 BNatSchG (Vermeidungsgebot) 

• § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belang Natur und Landschaft) 

Diese ist im Planentwurf unzureichend dokumentiert. 

Eine Planung, die vermeidbare Umweltschäden verursacht, ist rechtlich nicht zulässig. 

 

Klimaschutz und Klimaanpassung 

Konflikt mit Klimaschutzgesetz (KSG) und EU-Klimaschutzverordnung 

Der massive Verlust von Wald, Grünflächen, Böden und Vegetation widerspricht den Ver-

pflichtungen aus: 

• Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), 

• EU-Klimaschutzverordnung (VO (EU) 2018/842), 

• EU-Bodenstrategie und Biodiversitätsstrategie 2030. 

Neue Planungen müssen laut Bundes-Klimaanpassungsgesetz(KanG) klimawandelbe-

dingte Risiken berücksichtigen. Das Vernichten von bestehendem Wald in dieser Größenord-

nung geht mit einer hohen negativen Klimabilanz einher. Ein Ausgleich hierfür ist schlicht-

weg nicht möglich, in den Planungsunterlagen wird noch nicht einmal der Versuch unter-

nommen. Es fehlen in der Planung grundsätzliche Betrachtungen zur Klimarelevanz und 

zum Klimaschutz und die Erstellung eines Klimawirkungsgutachtens nach § 1 Abs. 6 Nr. 7f 

BauGB. Die Planung ist auch aus diesem Grund nicht genehmigungsfähig. 

 

Lokales Klima 

 

Die Umsetzung des Vorhabens und die damit verbundene Flächenversiegelung hätte auch 

eine dauerhafte Veränderung des lokalen Klimas zur Folge. Es ist mit einer Zunahme von  
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Schadstoffimmissionen durch Bauvorhaben, Verkehr etc. zu rechnen. Die Versiegelung des 

Bodens führt außerdem zu einer erhöhten Verdunstungsrate und damit zu einer stärkeren 

Erwärmung und geringeren Luftfeuchtigkeit über den betroffenen Flächen. Auch dies hat 

klimatische Veränderungen zur Folge. Entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaß-

nahmen sind daher unbedingt erforderlich. Die vorliegende Planung läßt dies komplett ver-

missen.   

Der Versiegelungsgrad wird erheblich erhöht. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB müssen je-

doch Klimawirkungen zwingend berücksichtigt werden.Die geplante Eingriffsfläche spei-

chert CO₂, wirkt temperaturregulierend und puffert Starkregen – diese Funktionen können 

durch externe Kompensationsflächen nicht real ersetzt werden. 

Bodenversiegelung 

 

Durch das Bauvorhaben würden erhebliche Flächen neu versiegelt. Die Bodenversiegelung 

in Sachsen hat eine besorgniserregende Tagesrate von derzeit 4,34 Hektar pro Tag (laut 

statistischem Landesamt). Das ab 2020 gültige Ziel der Landesregierung für die tägliche 

Versiegelung für Sachsen liegt bei höchstens 2 ha/Tag. Es muss deshalb mit hoher Priori-

tät auf die Verminderung der Neuversiegelung geachtet werden bzw. bei unvermeidlicher 

Neuversiegelung eine geeignete Kompensation in Form von Entsiegelung an anderer Stelle 

eingeplant werden. 

 

Wasserrechtliche Risiken nach WHG: Versiegelung und Grundwasser 

Nach § 6 WHG ist eine nachhaltige Bewirtschaftung der Gewässer sicherzustellen. 

Durch Versiegelung drohen: 

• verringerte Grundwasserneubildung, 

• erhöhte Oberflächenabflüsse, 

• Wärmeeinträge in Grund- und Oberflächenwasser, 

• potenzielle Belastungen durch Industrieabwässer. 

Die wasserwirtschaftlichen Gutachten zeigen nicht detailliert auf: 

• wie Stoffeinträge verhindert werden, 

• wie das Rückhaltevermögen bei Starkregen gesichert wird, 

• wie die Gewässerökologie berücksichtigt wird (§ 27 WHG – guter ökologischer Zu-

stand). 
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Unzureichende Kompensation 

 

Die in der Planung vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen sind in keinster Weise aus-

reichend und werden den ökologischen Beeinträchtigungen des geplanten Gewerbegebie-

tes nicht gerecht. Für die als Ausgleich anvisierten Erstaufforstungsflächen fehlt das Um-

weltgutachten und eine Arten- und Biotopschutz-Prüfung. Die genaue Lage geht aus den 

vorliegenden Unterlagen nicht hervor. 

 

Fehlende Nachhaltigkeit der Planung 

 
Die Erschließung neuer Gewerbeflächen auf Kosten von Naturraum ist ein nicht zukunfts-

fähiges Modell. Angesichts des demografischen Wandels, sich verändernder Arbeitsfor-

men und einer zunehmenden Bedeutung nachhaltiger Standortkonzepte wirkt eine solche 

Flächenentwicklung rückwärtsgewandt. Nachhaltige Regionalentwicklung setzt auf Flä-

chenerhalt, Nachnutzung und ökologische Ausgleichsstrategien. 

 

Es grenzt schon an Ironie: Fast die gesamte Landschaft der Region um Schwarze Pumpe 

ist durch Braunkohlebergbau umgeschichtet und umgebaggert worden. Jetzt wird ausge-

rechnet auf einem der letzten zusammenhängenden Waldstücke auf gewachsenem Boden 

ein Gewerbegebiet geplant. 

 

Wir fordern eine komplette Rücknahme der Planungen, eine Verdichtung der Nutzung des 

bestehenden Gebietes und den Erhalt des Waldbestandes. 

 

 

 

 

Radeberg, 6.12.2025 

Gesunde Zukunft | BUND Sachsen e.V. 

Dipl-Biol. Robert Dreßel 

 

 

 
 

 


